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bedarf es keiner weiteren Erörterung darüber, daß ein öſterreichiſches 
| Staatsbürgerſchaftsgeſetz mit derſelben beginnen müſſe. 

| Al. 2 verleiht nur dem das öſterreichiſche Staatsbürgerſchaftsrecht 
ſtricte beherrſcheuden Grundſatze der Excluſivität des öſterreichiſchen 
Staatsbürgerrechtes Ausdruck, ein Grundſatz, welcher der modernen Bedeu⸗ 
tung des Staatsbürgerſchaftsbandes allein entſpricht. Bei dieſer feſtgehal⸗ 
tenen, allein zutreffenden Anſchauung von der Untheilbarkeit der ſtaats⸗ 
rechtlichen Perſönlichkeit des Individuums iſt das Staatsbürgerſchaftsrecht 
nur conſequent, wenn es die ſogenannten sujets mixtes abſolut nicht 
anerkennt. Ueber die Anerkennung dieſes Grundſatzes im öſterreichiſchen 
Rechte iſt kein Streit.!) Die Erwerdung fremder Indigenate und Incolate 
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Zur Codiſication des öſterreichiſchen Staatsbürger- 
ſchaftsrechtes. 


Von Dr. Fritz Karminski. 
(Fortſetzung.) 
1. „Für alle Angehörigen der im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder beſteht ein allgemeines öſterreichiſches Staatsbürgerrecht. 
Die Angehörigen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder könuen nur dieſe eine Staatsbürgerſchaft beſitzen.“ 


Al. 1 wiederholt die Beſtimmung des Art. 1, Al. 1 des 
Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142. Von den erſten Manifeſta⸗ 
tionen der öſterreichiſchen Geſammt⸗Staatsidee in der maximilianeiſchen 
Organiſation der Centralverwaltung für die habsburgiſchen Erblande bis 
‚zu dieſem Fundamentalgrundſatze des öſterreichiſchen Staatsbürgerſchafts⸗ 
rechtes als pragmatiſchem Ausdrucke lebendiger ſtaatlicher Zuſammen⸗ 
gehörigkeit führt ein weiter und wechſelvoller Weg. Erſt das allg. bürg. 
Geſetzbuch hat uns von dem engherzigen Grundſatze der rein provinziellen 
Landesangehörigkeit, diefer Verneinung des Einheitsſtaates, zu dem der 
allgemeinen öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft erhoben. Was die Wiener 
Compilationscommiſſion ehemals anſtrebte und was die einheitliche 
Reichsverfaſſung vom 4. März 1849, R. G. Bl. Nr. 150, mit kühner 
Hand durchzuſetzen verſuchte, die Begründung einer Staatsbürgerſchaft 
für die geſammte habsburg⸗lothringiſche Monarchie, ift nicht erreicht. Die 
Verfaſſungsgeſetzgebung des Jahres 1867 beließ auf dieſem Gebiete den 
von Alters her beſtehenden Dualismus und übernahm aus der Confti- 
tution von 1849 in ſeinen Art. 1 des oben bezogenen Staatsgrund⸗ 
geſetzes den $ 23, welcher „für alle Völker des Reiches nur ein allge⸗ 
meines öſterreichiſches Staatsbürgerrecht“ normirt. Die in der Einleitung 
mehrfach berufene Beſtimmung des Al. 2 dieſes Artikels unſeres Staats⸗ 
grundgeſetzes ſtimmt bis auf die Erſetzung der Worte „ein Reichsgeſetz“ 
durch „das Geſetz“ vollkommen mit Al. 2 des citirten § 23 überein, 
ein weiterer Beweis dafür, daß dieſe in Rede ſtehende ſtaatsgrundgeſetz⸗ | Id 1 ſchli beritt Daß di 
liche Beſtimmung die Erlaſſung eines beſonderen Staatsbürgerſchafts⸗ in Au, 18 cle Beweis für das obige beugte Sheinahme an der 


geſetzes verheißen wollte. Angeſichts dieſer hohen Bedeutung der im $ 1, repräſentation mehrerer Staaten für den Beſitz der Staatsbürgerſchaft nicht ent⸗ 
Al. 1 des Entwurfes wiederholten verfaſſungsrechtlichen Beſtimmung ſcheidend ſei, wird oben erörtert. 


1) Es blieb überraſchenderweiſe dem Reichsgerichte vorbehalten, dieſen in 
der Doctrin allgemein anerkannten Grundſatz des öſterreichiſchen Rechtes praktiſch 
zu beſtreiten. In dem Erkenntniſſe vom 14. October 1884, Z. 178 (Hye, VII, 
Nr. 306) iſt der Rechtsſatz ausgeſprochen: „Die Staatsbürgerſchaft in beiden 
Reichshälften der öſterr.⸗ungar. Monarchie kann jeder öſterreichiſche Staatsbürger 
beſitzen.“ Dieſen die hiſtoriſche Entwicklung des öſterreichiſchen Staatsbürgerſchafts⸗ 
rechtes verkennenden und auch dem Geiſte und Worte des Art. 1, Al. 1 des 
St. G. G., R. G. Bl. Nr. 142, widerſtreitenden Rechtsſatz begründet das Reichs⸗ 
gericht mit dem Hinweiſe darauf, daß in der durch das Geſetz vom 26. März 
1869, R. G. Bl. Nr. 36, genehmigten Finanzminiſterialverordnung vom 2. Oecto⸗ 
ber 1868, R. G. Bl. Nr. 135, bei 8 5, lit, b der Fall vorgeſehen wird, daß 
„der Erblaſſer in beiden Reichshälften die Staatsbürgerſchaft beſitzt“ und dann 
mit dem Hinweiſe auf $ 48, Al. 2 des ungar. G. A. L: 1879, welcher den 
rechtlichen Beſtand dieſer Doppelſtaatsbürgerſchaft anerkenne. Dieſe Finanzmini⸗ 
ſterialverordnung nun hat die Regelung des Stempel, Gebühren⸗ und 
Taxweſens zwiſchen den beiden Staaten zum Gegenſtande, hat alſo für das 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaftsrecht gewiß nicht jene Bedeutung, welche das 
Reichsgerichtserkenntniß ihr zur Ungebühr beilegt und dies um ſo weniger, als 
die bezügliche hypothetiſche Beſtimmung offenbar mehr auf Ungarn berechnet und 
vermuthlich von Ungarn verlangt ſein wird, welches hiebei an die öſterreichiſchen 
Cavaliere, die in Ungarn Grundbeſitz haben und ungariſche Indigenen ſind, 
gedacht haben mag. Für das öſterreichiſche Staatsbürgerrecht iſt dieſer Miniſte⸗ 
rialberordnung alle Bedeutung abzuſprechen, weil ſie diesbezüglich keinerlei Nor⸗ 
men geben wollte und im Hinblicke auf die entgegenſtehende Textirung des Art. 1 
St. G. G., R. G. Bl. Nr. 142, auch nicht konnte. Was aber in der Verord⸗ 
nung nicht normirt ſein wollte und konnte, konnte auch in dem Geſetze vom 
26. März 1869 nicht genehmigt werden. Der Hinweis auf den ungariſchen § 48, 
Al. 2 G. A. IL: 1879 wieder iſt deshalb ganz unzutreffend, weil dieſer Para⸗ 
graph, wie aus ſeinem Wortlaute und auch aus ſeiner Stellung im Geſetze hervor⸗ 
geht, nur eine Schlußbeſtimmung enthält, deren Wirkſamkeit mit dem Ablaufe 
der dort geſetzten Friſt von ſelbſt aufgehört hat. Dieſe Beſtimmung ſchafft nur 
eine Präſumption der ungariſchen Staatsbürgerſchaft für Jene, welche in Ungarn 
ſeit fünf Jahren als Steuerzahler anſäſſig ſind und binnen einem Jahre vom 
Wirkſamkeitsbeginne dieſes Geſetzes ihre fremde Staatsbürgerſchaft nicht nach⸗ 
weiſen und iſt die derſelben in der Reichsgerichtsentſcheidung gegebene Auslegung 
eine ganz und gar mißverſtändliche. 

Es mag hier nicht unerwähnt bleiben, daß Bluntſchli (Allg. Staats⸗ 
lehre, S. 242) gegen Bar (Intern. Privat⸗ und Strafrecht, S. 85) daran feit: 
hält, daß die Vereinigung zweier Heimatsrechte (Staatsbürgerſchaften) in einer 
Perſon „nicht unmöglich“ ſei. Daran ift nun — ſelbſt nach der Geſetzgebung 
einzelner Länder — kein Zweifel. Aber daß das Feſthalten an der Doppelbürger⸗ 
ſchaft der modernen ſtaatsrechtlichen Bedeutung des Staatsbürgerſchaftsbandes 


— — — — — — — — — — . —— . ͥ —ʒů4é— ñ ꝑ sss 


ſeitens einzelner öſterreichiſcher Staatsangehöriger ſteht, bei der von der 
Staatsbürgerſchaft ſtaatsrechtlich weſentlich verſchiedenen Natur dieſer 
Indigenate und Incolate, hiemit nicht in Widerſpruch. Vergl. Vesque⸗ 
Püttlingen, Intern. Privatrecht, S. 40 ff. und Milner, a. a. O. 
S. 84. Einer anderen Anſchauung ſcheint in dieſem Punkte das Reichs⸗ 
gericht zuzuneigen in ſeiner Entſcheidung vom 14. October 1884, 
3. 178 (Hye, VII, Nr. 306, S. 94), welche aus der Erwerbung 
des Incolates und in deſſen Verfolg der Landmannſchaft oder Land⸗ 
ſtandſchaft auf die Begründung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft 
ſchließt. Dieſe Anſicht möchte ich aber mit dem Entgegenhalte beftreiten, 
daß ſelbſt die Erwerbung des öſterreichiſchen Adelſtandes an ſich 
— dem gegenüber das Incolat als das darin enthaltene Minus ſich 
darſtellt — das öſterreichiſche Staatsbürgerrecht weder je begründet hat, 
noch dermalen begründen kann.?) Auch iſt die Landmannſchaft, Landſtand⸗ 
ſchaft, die Theilnahme an den Landſtänden und Landtagen des älteren 
Staatsrechtes ein weſentlich Anderes, als die Theilnahme an den Re⸗ 
präſentativkörpern im modernen Staate. Und ſelbſt wenn manchenorts 
in den erſten (Pair!) Kammern der letzteren eine hiſtoriſche Conti⸗ 
nuität mit jener alten Standesherrlichkeit geſucht und gefunden werden 
wollte, ſo könnten wir dies noch lange nicht als einen Beweis für die 
Staatsbürgerſchaft begründende Wirkung der Theilnahme an denſelben 
gelten laſſen.?) Ueberdies find die hierorts erörterten alten ſtaatsrecht⸗ 
lichen Einrichtungen für das moderne Staatsrecht ganz unpraktiſch. Die 


2) Siehe diesbezüglich die Verhandlung vor dem Austrägalſenate zur 
Entſcheidung von Eompetenzeonflicten zwiſchen dem Reichsgerichte und dem Ver⸗ 
waltungsgerichtshofe, Hye, Sammlung , Nr. II, S. 1040. 

3) Nicht ohne Berechtigung iſt bei dieſem Anlaſſe die Frage, ob die 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft nach dem geltenden Staatsrechte bei der Mit⸗ 
gliedſchaft unſerer erſten Kammer des Reichsrathes vorausgeſetzt wird. Nach dem 
Wortlaute des Staatsgrundgeſezes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141, 
über die Reichsvertretung iſt dieſe Frage allerdings eine offene. Laut § 3 eit. 
beruft der Kaiſer „Häupter inländiſcher Adelsgeſchlechter, welche in den 
durch den Reichsrath vertretenen Königreichen und Ländern durch ausgedehnten 
Grundbeſitz hervorragen“ zur erblichen Reichsrathswürde. Was find nun „inlän⸗ 
diſche Adelsgeſchlechter“? Sind dies ſolche, deren Adel im Inlande erwor- 
ben oder von einem der Monarchen Oeſterreichs oder eines ſeiner Länder ver⸗ 
liehen oder deren Haupt ein Inländer, Oeſterreicher iſt? Ein Blick auf die Liſte 


8 


ausdrückliche Aufnahme des Al. 2 in das Geſetz iſt bei deren präju⸗ 
dicieller Bedeutung für eine Reihe anderer Beſtimmungen des Geſetzes 
von praktiſcher Wichtigkeit. 

Es bedarf an dieſer Stelle wohl nicht erſt eines ausdrücklichen 
Hinweiſes darauf, daß der Begriff Staatsbürgerſchaft gleich Staats⸗ 
angehörigkeit hier in jenem allgemeinen, weiten Sinne von Volks⸗ 
genoſſenſchaft (Bluntſchli, Allg. Staatslehre, S. 235 ff. 6. Aufl.) 
gebraucht wird und nicht in jenem engeren Sinne wie bei Bluntſchli 
ebendort S. 245% und 246 ff. In dieſem engeren Sinne bezeichnet 
das Wort nicht die Staatsangehörigeit, ſondern die Wirkungen derſelben, 
die politiſchen Staats bürgerrechte, wie fie zuweilen bezeichnet 
werden. Einen — ſelbſtredend müſſigen — Verſuch (einer Beſchwerde) 
zwiſchen Staatsbürgerſchaft und Staatsangehörigkeit (oder Staatszuge⸗ 
hörigkeit) zu unterſcheiden, vergl. Erk. des Reichsgerichtes vom 1. Mai 
1874, 3. 64 (Hye, II, Nr. 55, S. 262). 

Daß die zutreffende Unger'ſche Definition der Staatsbürgerſchaft 
in der oben formulirten Beſtimmung nicht verwerthet erſcheint, iſt dadurch 
gerechtfertigt, daß eine Definition im Geſetze womöglich beſſer zu ver⸗ 
meiden iſt. Aber eine Verſuchung lag nahe: den Artikel von Midhat 
Paſcha's türkiſcher Conſtitution zu copiren, welcher beſtimmt, daß für 
alle türkiſchen Staatsangehörigen eine Staatsbürgerſchaft beſtehe und 
daß ſie Osmanen zu heißen haben. Aehnliches für die Angehörigen 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zu normiren, 
wäre beinahe nicht überflüſſig. 

Zwei Fragen wären hier nicht ganz unerwähnt zu laſſen. Die eine 
betrifft die Staatsbürgereigenſchaft der juriſtiſchen Perſonen. Die Frage 
iſt in vielerlei Beziehung und insbeſondere im Hinblicke auf die Be⸗ 
ſchwerdeführung vor dem Reichsgerichte (Art. 3 b St. G. G. über 
das Reichsgericht) wiederholt eminent praktiſch geworden. Nach der vor⸗ 
ſtehenden, dem geltenden Rechte entnommenen Formulirung unterläge es 
keinem Zweifel, daß juriſtiſche Perſonen die Staatsbürgerſchaft nicht 


Staatsgrundgeſetzes ausdrücklich feſtgeſetzt. Vor der Wirkſamkeit dieſer Novelle 
beſtand dieſes Erforderniß für die Mitgliedſchaft des Abgeordnetenhauſes in 
Gemäßheit der Landtagswahlordnungen. 

Auch die Mitgliedſchaft in den Landtagen iſt nach den Landesgeſetzen 


der erblichen Reichsräthe des Herrenhauſes bringt uns für alle dieſe Alternativen an die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft geknüpft. Eine Ausnahme macht hierin 
eine verneinende Antwort. Von den vormals reichsunmittelbaren, ſeit der nur der ſchleſiſche Landtag, welchem gemäß $ 3 a der Landesordnung der 
Bundesacte vom 8. Juni 1815 aber in Oeſterreich anſäſſigen Adelsfamilien, von Fürſtbiſchof von Breslau, alſo ein Ausländer, als Viriliſt angehört. Die in dem 
denen übrigens manchmal ihre öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft ſelbſt beſtritten [voreitirten Reichsgerichtserkenntniſſe angeführte, in defien Entſcheidungsgründen 


wird, ganz abgeſehen, finden wir hier Adelsgeſchlechter, deren Adel ein ganz 
fremder, weder von öſterreichiſchen Monarchen, noch in Oeſterreich erlangter iſt, 
Geſchlechter, deren Haupt die öſterreichiſche Staatsangehörigkeit gewiß nicht 
beſitzt und von deren in Oeſterreich lebenden Gliedern es ungemein ſchwer halten 
dürfte, zu beweiſen, daß ſie die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft jemals giltig 
erworben hätten. Dieſelbe Unklarheit der Faſſung in dieſem Punkte finden wir 
in $ 5 cit. Auch hier iſt die Aufnahme einer klaren Beſtimmung, daß die öſter⸗ 
reichiſche Staatsbürgerſchaft eine Vorausſetzung für die Mitgliedſchaft des Herren⸗ 
hauſes iſt, gleich wie oben vielleicht nicht ohne Vorbedacht vermieden. Ausgezeich⸗ 
nete Männer „aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern“ heißt es an dieſer Stelle etwas mehrdeutig. Das können nun wieder 
ausgezeichnete Männer öſterreichiſcher Abſtammung oder mit dem 19 
digen Aufenthalte in Oeſterreich oder endlich öſterreichiſcher Staats- 
angehörigkeit ſein. Alſo hier wie oben dieſelbe Unbeſtimmtheit, welche über⸗ 
dies auch durch die Praxis nicht zweifellos behoben erſcheint. Denn auch unter 
den ernannten Reichsräthen finden wir Namen, von deren Trägern ſich nur 
ſchwer beweiſen laſſen könnte, daß ſie die öſterreichiſche Staatsangehörigkeit rite 
erlangt haben. An Conſiſtenz gewinnen dieſe Zweifel aber durch die Thatſache, 
daß gemäß § 4 eit. ein Ausländer im Herrenhauſe wirklich Sitz und Stimme 
hat. Es iſt dies der jeweilige Fürſtbiſchof von Breslau, deſſen biſchöflicher Sitz 
im Auslande ſich befindet und der demgemäß regelmäßig preußiſcher Unterthan 
iſt. Daß dies der Fall iſt, ungeachtet hier Biſchöfe nur „vermöge ihrer hohen 
Kirchenwürde in den durch den Reichsrath vertretenen Königreichen 
und Ländern“ in das Herrenhaus berufen ſind, illuſtrirt ſo recht, wie vage 
der in den 88 3, 4, 5 cit. enthaltene Hinweis auf das Moment des Oeſter⸗ 
reicherthums iſt und wie gefehlt es wäre, dieſe Worte dahin auszulegen, daß ſie 
ſo viel bedeuten, wie das Erforderniß der öſterreichiſchen Staatsangehörigkeit. 
Auf Grund dieſer Erwägungen möchte ich der Meinung zuneigen, daß unſere 
eingangs aufgeworfene Frage nach dem Wortlaute der einſchlägigen verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen richtiger verneint werden müßte. A contrario folgt 
daraus, daß die Mitgliedſchaft unſeres Herrenhauſes die öſterreichiſche Staats⸗ 
angehörigkeit weder beweiſe noch begründe. Vergl. Entſcheidung des Reichsgerichtes 
vom 1. Mai 1874, Z. 64 (Hye, II, Nr. 55, S. 262). Ob und inwieferne mit 
dieſer unbeſtimmten Faſſung der bezogenen Beſtimmungen von dem Geſetzgeber 
eine beſondere Abſicht verbunden war, läßt fich bei dem Mangel darauf hin⸗ 
1 Anhaltspunkte in den Materialien zu dieſem Staatsgrundgeſetze kaum 
vorſtellen. 

Für die Mitgliedſchaft im Abgeordnetenhauſe des Reichsrathes 
iſt das Erforderniß der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft nach dem durch die 
Novelle vom 2. April 1873, R. G. Bl. Nr. 40, textirten 8 7 E desſelben 


blos als „unerheblich“ zurückgewieſene Berufung des Beſchwerdeführers auf den 
8 10 der böhmiſchen Landtagswahlordnung vom 20. Februar 1861, R. G. Bl. 
Nr. 20, in der Richtung, daß hienach in Böhmen auch ſolche Beſitzer von land⸗ 
täflichen Gütern, welche nicht öſterreichiſche Staatsbürger find, d h. ſogar (!) 
Ausländer, das active und paſſive Wahlrecht zum böhmiſchen Landtage beſitzen 
ſollen, iſt, wenn man ſich den Wortlaut des berufenen Paragraphen uur anſteht, 
wohl mehr als unerheblich, ſie iſt geradezu abſurd, denn gerade das Gegentheil 
ift in dem bezogenen Paragraphen expressis verbis gejagt. Nach dem wortdeut⸗ 
lichen Inhalte des § 10 eit. ſind nur die „dem öſterreichiſchen Staats⸗ 
ver bande angehörigen“ Beſitzer von land» oder lehentäflichen Gütern in der 
Wählerclaſſe des großen Grundbeſitzes wahlberechtigt; ebenſo iſt nach 8 17 a eit. 
für die Wählbarkeit ausdrücklich die Eigenſchaft als „öſterreichiſcher Staats⸗ 
bürger“ gefordert. : i 

In gleicher Weiſe hat die Mitgliedſchaft in Gemeindevertretungen 
die öſterreichiſche Staatsangehörigkeit zur Vorausſetzung. Dasſelbe iſt der Fall 
betreffs der Mitgliedſchaft in den Bezirksvertretungen, wo ſolche in Wirk⸗ 
ſamkeit beſtehen. ne 

Was das active Wahlrecht zu den politischen Repräſentativkörpern 
(Reichs⸗, Landes-, Bezirks⸗ und Gemeindevertretung) anbelangt, jo iſt dieſes 
durchwegs an die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft geknüpft. Eine Ausnahme 
hievon findet ſich nur in der Verfaſſung für Trieſt nach dem kaiſerlichen Patente 
vom 12. April 1850, R. G. Bl. Nr 139, deren $ 34 auch den in Trieſt wohn⸗ 
haften Fremden unter beſtimmten Vorausſetzungen das active Wahlrecht zu dem 
auch als Landtag geltenden Stadtrath zugefteht; von dem paſſiven Wahlrechte 
find übrigens auch dieſe wahlberechtigten Fremden durch 8 37 cit. ausdrücklich 
ausgeſchloſſen. a i 

Das Wahlrecht zu den Handels⸗ und Gewerbekammern gehört nicht zu 
den politiſchen Wahlrechten. Vergl. Reichsgerichtserkenntniß vom 17. Oeto⸗ 
ber 1881, 3. 177 (Hye, VI, Nr. 246). Demgemäß iſt in 8 7 des Geſetzes vom 
29. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 85, über die Organiſirung der Handels⸗ und 
Gewerbekammern das bezügliche active Wahlrecht an die öſterreichiſche Staats⸗ 
bürgerſchaft gebunden. Daß dies bezüglich des paſſiven Wahlrechtes mit Aus⸗ 
nahme für die Kammer in Trieſt, laut Al. 5, P. 1 des eitirten Paragraphen 
dennoch geſchieht, iſt eine Beſtimmung, welche, wie vorher in den Landtags⸗ 
wahlordnungen vom Jahre 1861 fo nachträglich auch im $ 7 A, e des Staats⸗ 
grundgeſetzes über die Reichsvertretung in der Textirung nach der Novelle vom 
2. April 1873, R. G. Bl. Nr. 40, ihre beſondere ſtaatsrechtliche Begründung 
erhalten hat, in deren weiterer Conſequenz ſpeciell rückſichtlich der in dieſem 
Punkte privilegirten Trieſter Kammer die Beſtimmung des $ 9, Al. 2 der 
Reichsrathswahlordnung vom 2. April 1873, R. G. Bl. Nr. 41, erlaſſen wurde. 
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erwerben können, ſie alſo auch nicht beſitzen. Es iſt hier nicht zu unter⸗ 
ſuchen, ob das Staatsbürgerrecht mit jenen Rechten auf einer Linie ſteht, 
welche, wie das Familienrecht u. ſ. w., an die phyſiſche Perſönlichkeit geknüpft | 
find. Iſt über die juriſtiſchen Perſonen die auetoritas jurisconsultorum 
ſich überhaupt nicht einig, ſo iſt dies über die Stellung der juriſtiſchen 
Perſonen im öffentlichen Rechte noch ungleich mehr der Fall. Da 
herrſcht noch volle Unklarheit. Thatſache iſt, daß juriſtiſchen Perſonen, 
zumal in verſchiedenen Wahlgeſetzen, die Eigenſchaft von Staatsbürgern 
gewiſſermaßen dadurch beigelegt wird, daß ihnen das — für die 
phyſiſche Perſon an die Staatsbürgereigenſchaft geknüpfte — politiſche 
Wahlrecht eingeräumt wird. *) Nichtsdeſtoweniger möchte ich die Frage nach 
der Staatsbürgereigenſchaft der juriſtiſchen Perſonen auf Grund des 
geltenden Rechtes verneinen und der Anſicht zuneigen, daß juriſtiſche 
Perſonen ebenſo wenig Staatsbürger wie Angehörige einer Confeſſion 
ſind und daß das ihnen da und dort eingeräumte politiſche Wahlrecht 
hieran nichts ändert. Es wird den juriſtiſchen Perſonen hiedurch nicht 
ſo ſehr im Allgemeinen die Staatsbürgerqualität beigelegt, als vielmehr 
eine ihnen ohne ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung ſonſt nicht zustehende 
Wirkung der Staatsbürgereigenſchaft beſonders zuerkannt. Dieſes 
Zugeſtändniß iſt ſeiner Natur nach als eine Ausnahme anzuſehen und 
demnach ſtricte, d. h. enge zu interpretiren und in unſerer Frage nicht 
bis zu einer Gleichſtellung der juriſtiſchen Perſonen mit den phyſiſchen 
auszudehnen. “) 

1 


5) Das politiſche (active) Wahlrecht in die Gemeindevertretungen 
ſteht den juriſtiſchen Perſonen kraft ausdrücklicher Beſtimmung der Gemeinde⸗ 
wahlordnungen (8 6, Böhmen § 7) zu. Für den Landtag beſttzen juriſtiſche 
Perſonen das active Wahlrecht nur in der Wählerclafje des großen 
Grundbeſitzes (in Dalmatien der Höchſtbeſteuerten). Dasſelbe iſt der Fall 
bezüglich des Wahlrechtes in das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes. (Siehe die 
Landtagswahlordnungen für Böhmen § 6 (Novelle), Galizien § 10, Bukowina, 
Dalmatien, Kärnten, Ober⸗ und Niederöſterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol 
§ 11, Krain, Küftenland, Mähren, Schleſien $ 12. Reichsrathswahlordnung $ 13.) 
Außerhalb der Wählerclaſſe des großen Grundbeſitzes ſteht juriſtiſchen Perſonen 
ein Landtags⸗ oder Reichsrathswahlrecht nicht zu. Letzteres betreffend vergleiche 
Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 2. Jänner 1880, Z. 6062, und Er⸗ 
kenntniſſe des Reichsgerichtes vom 19. October 1885, Z. 233 (Hye, VII, 
Nr. 341). Der Vertreter der juriſtiſchen Perſonen bei Ausübung ihres Wahl⸗ 
rechtes in die Gemeindevertretung und in den Reichsrath muß nach poſitiver 
Geſetzesbeſtimmung (G. W. O. § 8, Böhmen § 9, R. W. O. $ 13) öſterreichiſcher 
Staatsbürger ſein. In Betreff des Landtagswahlrechtes iſt dieſe Beſtimmung 
nicht in allen Landtagswahlordnungen vorhanden. (Sie gilt kraft poſitiver Norm 
in Böhmen $ 7 des. Geſetzes vom 9. Jänner 1873, L. G. Bl. Nr. 1, Mähren, 
§ 12.) Die e ee e für Vorarlberg hat bezüglich der juriſtiſchen 
Perſonen überhaupt keine Beſtimmung, desgleichen die Verfaſſung für Trieſt 
nach dem kaiſ. Patente vom 12. April 1850, R. G. Bl. Nr. 139. Nach 8 6 
der böhmiſchen Landtagswahlordnungs⸗Novelle von 1873 find nur „inländiſche“ 
Corporationen im Großgrundbeſitze wahlberechtigt, ein Beiſatz, welcher in allen 
anderen Landtagswahlordnungen, ebenſo wie in der Reichsrathswahlordnung 
und den Gemeindewahlordnungen fehlt. „Inländiſch“ hier offenbar in der 
Bedeutung, daß die ganze Corporation ihren Sitz, bezw. ihre Centrale in Oeſter⸗ 
reich hat. Vergleiche Vesque-Püttlingen, Intern. Privatr. S. 45. 

) Dasſelbe, daß nämlich juriſtiſche Perſonen die Staatsangehörigkeit nicht 
beſitzen, lehren mit Beziehung auf Art. 3 d. R. Verf. Laband, deutſches 
Staatsrecht (bei Marquardſen) S. 32, Zorn, Staatsrecht des deutſchen 
Reiches I, S. 257, Seydel, Commentar zur Verfaſſungsurkunde für das deutſche 
Reich, Art. 3 Nr. IV, GG. Meyer, deutſches Staatsrecht S. 638. Anderer An⸗ 
ſicht iſt unſer Reichsgericht, welches den juriſtiſchen Perſonen auch die Staats⸗ 
bürgereigenſchaft zuerkennt. Siehe Rechtssätze 119 und 179 in Hye, Sammlung 
VII, S. XXXII und XLIV, und insbeſondere die Erkenntniſſe vom 26. October 
1878, Z. 220, und 10. Juli 1882, 8. 127 (Hye, IV, Nr. 176 und VI, 
Nr. 259). In dem erſtbezogenen Erkenntniſſe wird argumentirt, daß die durch 
die Verfaſſung jedem öſterreichiſchen Staatsbürger gewährleiſteten Rechte „ſofort 
logiſch nothwendig (2) wohl auch jeder juriſtiſchen Perſon in 
Oeſterreich“ zuſtehen. In dem zweiten Erkenntniſſe erachtet das Reichsgericht 
— ſichtlich bemüht, ſachlicher zu argumentiren — „daß diejenigen allgemeinen 
Rechte, die von der Verfaſſung „den öſterreichiſchen Staatsbürgern überhaupt“ 
gewährleiſtet find, ſowohl nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen, als im Sinne des 
eben citirten Staatsgrundgeſetzes, R. G. Bl. Nr. 142 (vergleiche die Ueberſchrift 
des Geſetzes mit den Art. 15 und 19), auch einer Vereinigung mehrerer öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbürger zu einer Geſellſchaft, zu einer Corporation oder zu einem 
geſetzlich conſtituirten Vereine, innerhalb der Grenzen der einer ſolchen juriſtiſchen 
Perſon verliehenen Rechtsfähigkeit zukommen, inſoweit nicht die ſpecielle Natur 
einer beſtimmten Corporation oder die Statuten eines Vereines in conereto ent⸗ 
gegenſtehen.“ Trotz des ſo kategoriſchen „logiſch nothwendig“ in der erſten 
Begründung, ſcheint das Reichsgericht, wie das etwas zurückhaltende „wohl“ 
unvorſichtigerweiſe verräth, von dieſer logiſchen Nothwendigkeit ſelbſt nicht ganz 
überzeugt geweſen zu ſein. Was Wunder nun, wenn ſie auch Anderen nicht ein⸗ 
leuchten will. Da den Corporationen u. ſ. w. im öffentlichen Rechte nirgends 
ganz allgemein und grundſätzlich gleiche Rechte mit den einzelnen (phyſiſchen) 
Perſonen zugeſtanden ſind und die Analogie der privatrechtlichen Behandlung 
nach § 26 a. b. G. B. für das öffentliche Recht nicht ſchlechthin übernommen 


Die zweite Frage betrifft die Schaffung einer gewiſſen gemein⸗ 
ſamen Staatsbürgerſchaft für Oeſterreich und Ungarn, insbeſondere mit 
Rückſicht auf die Beamten der gemeinſamen Regierung. Dieſe gemeinſame 
Staatsbürgerſchaft ſoll den Charakter einer doppelten Staatsbürger⸗ 
ſchaft haben. Auch Milner ventilirt a. a. O. S. 101 dieſen Gedanken. 

Milner denkt ſich de lege ferenda für die im gemeinſamen 
Dienſte ſtehenden Angehörigen beider Staaten eine „obligate öſterr.⸗ung. 
Doppelſtaatsbürgerſchaft“ und begründet deren Nothwendigkeit mit der 
Erwägung, daß es eine Anomalie bedeute, wenn ein Oeſterreicher oder 
Ungar außer für ſeinen Heimatsſtaat gleichzeitig auch für einen anderen 
Staat, deſſen Glied er nicht ſei, in gleichem Maße zu wirken habe, 
was bei den Angehörigen des Heeres, der Diplomatie, des gemeinſamen 
Staatsdienftes überhaupt berufsmäßig der Fall ſein müſſe. Ich halte 
dieſen Gedanken bei dem gegenwärtigen Stande des beiderſeitigen 
Staatsbürgerſchaftsrechtes — trotz des ung. § 37 G. A. L: 1879 — 
nicht für realiſirbar und, um die Wahrheit zu geſtehen, auch nicht für 
ganz glücklich. Das oben angeführte Argument aber ſür die Angemeſſen⸗ 
heit dieſer Reform kann überhaupt nicht gelten. Für die gemeinſamen 
Angelegenheiten gibt es weder ein Oeſterreich noch ein Ungarn für ſich, 
ſondern nur das eine und ungetheilte Oeſterreich⸗Ungarn. Die im gemein⸗ 
ſamen Staatsdienſte ſtehenden Angehörigen jedes der beiden Staaten 
haben nicht ſür ihre Heimatsſtaaten, ſondern ausſchließlich eben ſür das 
beiden gemeinſame Vaterland Oeſterreich⸗Ungarn zu wirken, welches dem 
Auslande gegenüber rechtlich und thatſächlich nur als Ein ungetheiltes 
Ganzes in die Erſcheinung tritt. Einleuchtender erſcheint die von 
Dr. Fierlinger bei Erörterung der Rechtswirkungen des Staats⸗ 
grundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger in der 
Wiener Juriſtiſchen Geſellſchaft gegebene Anregung auf Schaffung eines 
beiden Theilen der Monarchie gemeinſamen Bundes⸗Indigenates 


werden kann, jo iſt es planweg unerfindlich, woraus da „sofort logiſch noth⸗ 
wendig“ das folgen ſoll, was das Reichsgericht als logiſch nothwendige Con⸗ 
ſequenz annimmt. Unſere Staatsgrundgeſetze haben — und das ergibt eine 
unbefangene Prüfung derſelben zur Evidenz — faſt ausſchließlich nur die wirk⸗ 
lichen Staatsbürger, phyſiſche Perſonen, vor Augen. Das vom Reichsgerichte aus 
dem Vergleiche mit der Ueberſchrift des Geſetzes über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger mit den Art. 15 und 19 desſelben herangezogene Argument für 
ſeine Anſchauung iſt ſehr hinfällig, denn auch dieſe Artikel haben eben nur auf 
wirkliche Staatsbürger Bezug. „Volksſtämme“ find überhaupt keine juriſtiſchen 
Perſonen und iſt dieſes Wort in Art. 19, ebenſo wie „Kirche“, „Religionsgeſell⸗ 
ſchaft“ in Art. 15 nur als Collectivum für gewiſſe große Gruppen phyſiſcher 
Staatsbürger und nicht zur Bezeichnung von juriſtiſchen Perſonen als beſonderer 
Rechtsſubjecte gebraucht. Um jedoch dieſes Argument vollends zu erſchüttern, 
genügt der Hinweis auf Art. 11 cit. In dieſem Artikel 11 find die juriſtiſchen 
Perſonen den (phyſiſchen) Staatsbürgern expressis verbis entgegengeſtellt. Das 
in Al. 1 eit. „Jedermann“ (alſo allen Staatsbürgern überhaupt) gewähr⸗ 
leiſtete Petitionsrecht wird in Al. 2 desſelben Artikels den juriſtiſchen Perſonen 
(geſetzlich anerkannten Körperſchaften und Vereinen) ausdrücklich beſonders zu⸗ 
geſtanden. Wenn nun Al. 2 nicht ganz überflüſſig fein ſoll, fo folgt daraus — 
und diesmal in der That „logiſch nothwendig“ — daß die in dieſem Staats⸗ 
grundgeſetze „Jedermann“, d. i. allen Staatsbürgern gewährleiſteten Rechte den 
juriſtiſchen Perſonen nur dort zuſtehen, wo dies in irgend einer Form aus⸗ 
drücklich erklärt iſt, daß ſomit juriſtiſche Perſonen die Staatsbürgerſchaft nicht 
beſitzen, mit den (phyſiſchen) Staatsbürgern nicht gleichgeſtellt ſind. Wie auch 
ſollen die Art. 3, 8, 14, 18 dieſes Staatsgrundgeſetzes auf juriſtiſche Perſonen 
ſich beziehen? Und ſelbſt der vom Reichsgerichte wiederholt auf juriftiiche, Per⸗ 
ſonen angewandte Art. 12 (Vereinsrecht). Iſt deſſen Anwendbarkeit auf juriſtiſche 
Perſonen nicht ſchon durch § 30 Vereinsgeſetzes ſehr in Frage geſtellt, welcher 
juriſtiſche Perſonen von den politiſchen Vereinen zweifellos ausſchließt? Dasſelbe 
gilt vom Verſammlungsrechte, deſſen Faſſung in den §88 2 und 8 auf juriſtiſche 
Perſonen gar keinen Bedacht nimmt. Iſt es doch die bare Unmöglichkeit, daß 
eine juriſtiſche Perſon als „Leiter oder Ordner einer Verſammlung auftrete“. 
Das Reichsgericht ſelbſt iſt dieſer ſeiner Anſchauung nicht immer conſequent, 
wenn es den juriſtiſchen Perſonen in der Entſcheidung vom 19. October 1885, 
8. 233 (Hye, VII, Nr. 341) das Wahlrecht nach 8 9 R. W. O. aberkennt. 
Ebenſo liegt eine gewiſſe Inconſequenz gegenüber der oben widerlegten An⸗ 
ſchauung in dem mehreren Erkenntniſſen zu Grunde liegenden Rechtsſatze 118, 
(Hye, Sammlung VII, S. XXI), daß der Verein nichk legitimirt iſt, wegen 
ſeiner Auflöſung Beſchwerde zu führen. Durch unſere vorſtehenden Ausführungen 
iſt auch die Meinung Vesque⸗Püttlingen's, Intern. Privatr. S. 45, welche 
mit der des Reichsgerichtes in manchen Stücken congruent iſt, widerlegt. Mit 
dem Reichsgerichte übereinſtimmend eine Entſcheidung des deutſchen Reichs⸗ 
gerichtes in Civilſachen, Bd. VI, S. 142. Auf die ſich an dieſe Erörterungen 
anſchließende Frage nach der Legitimation der juriſtiſchen Perſonen zur Be⸗ 
ſchwerdeführung vor dem Reichsgerichte nach 8 3 b des betreffenden Staatsgrund⸗ 
eſetzes ergibt ſich aus dem Vorausgehenden eine verneinende Antwort. Sieht 
Hi eine juriſtiſche Perſon in einem der ihr zuſtehenden politiſchen Rechte — jo 
insbeſondere auch in einem Wahlrechte, ſei es in den Landtag oder in den 
Reichsrath — verletzt, ſo ſteht ihr der gegen verwaltungsbehördliche Entſchei⸗ 
dungen im Allgemeinen gegebene ordentliche Beſchwerdenzug an den Verwaltungs⸗ 
gerichts hof offen. 


(ſ. Ger.⸗Ztg. 1868 Nr. 18), wie dies in der Folge in Art. 3 der 
deutſchen Reichsverfaſſung geſchehen iſt. Ein ſolches gemeinſames Bundes⸗ 
Indigenat wäre ſelbſt mit dem Grundſatze der Excluſivität des Staats⸗ 
bürgerrechtes nicht unvereinbar. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenz der Adminiſtrativbehörde in dem Falle einer Beſitz⸗ 
ſtörung durch Veranſtaltung einer kirchlichen Proceſſion. 

Am 29. Mai 1882 veranſtaltete der griech.⸗kath. Ortspfarrer in 
Trembowla, Johaun Z., eine feierliche Proceſſion auf die Höhe in 
Semenow, auf welcher ſich die Ruinen des ehemaligen Baſilianerkloſters 
und einer Wallfahrtskirche befinden, und verrichtete innerhalb dieſer 
Ruinen einen Gottesdienſt, wobei die zahlreich verſammelten Theilnehmer 
die rings um die Kloſterruinen angebauten Feldfrüchte niedertraten und 
beſchädigten. 

Aus dieſem Aulaſſe überreichte Floreutine Cz. als gegenwärtige 
Eigenthümerin des Gutes Semenow und der erwähnten Anhöhe eine 
Beſitzſtörungsbeſchwerde gegen Johann Z., welcher mit Beſcheid des k. k. 
Bezirksgerichtes in Trembowla vom 25. März 1885, 3. 1196, und 
mit beſtätigendem Beſchluſſe des k. k. Oberlandesgerichtes in Lemberg 
vom 30. Juni 1885, Z. 15.485, auf Grund des erwieſenen letzten 
Beſitzſtandes der Klägerin, ſowie des Beſitzſtörungsfactums ſtattgegeben 
wurde. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hob jedoch mit Entſcheidung vom 
22. September 1885, Z. 11.003, beide untergerichtlichen Erkenntniſſe 
ſammt dem ganzen Verfahren als nichtig auf und verwies die Klägerin 
mit ihrem Begehren an die zuſtändige Adminiſtrativbehörde. 

Denn den Anlaß zu dieſem Streite gab eine öffentliche Proceſſion, 
welche der Geklagte als Pfarrer mit Angehörigen ſeiner Pfarrgemeinde 
zur Wallfahrtskirche in Semenow behufs Verrichtung von Andachts⸗ 
übungen dafelbſt vorgenommen hat, wobei der Grund der Klägerin 
betreten und an Feldfrüchten Schaden angerichtet worden ſein ſoll. Da 
die Bewilligung zur Abhaltung öffentlicher Proceſſionen in den Wirkungs⸗ 
kreis der politiſchen Behörden gehört, welche auch den von der Proceſſion 
einzuſchlagenden Weg vorzuzeichnen, wie auch für die Aufrechthaltung 
der Ruhe und Orduung und für den Schutz fremden Eigenthums vor 
Beſchädigung zu ſorgen hat, ſo iſt es offenbar, daß die Gerichte ſich 
unzuſtändig in dieſe Angelegenheit eingelaſſen haben, in welcher es ſich 
eigentlich nur um das Verbot künftiger Proceſſionen über Wege, welche 
der Klägerin gehören ſollen und nicht um eine Beſitzſtörung im wahren 
Sinne dieſes Wortes, ſohin nicht um die Löſung einer privatrechtlichen 
Frage handelt, zumal auch der Geklagte wegen Ausübung feiner Func⸗ 
tionen als Pfarrer und Seelſorger vor die Gerichte nicht gezogen werden 
darf. Ger.⸗H. 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. I. Semeſter. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 

Nr. 17. Ausgeg. am 15. Mai. — Indireete Abgaben und Staats- 
monopole. Abdruck von Nr. 68 R. G. Bl. — Vormerkbehandlung der Gegen⸗ 
fände für die Jubiläumsausſtellung in Berlin im Jahre 1886. Z. 14.742. 
10. Mai. 

Nr. 18. Ausgeg. am 22. Mai. — Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. Mai 1886, 
womit für den Monat Juni 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei 
Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
8. 2102-F. M. 

Nr. 19. Ausgeg. am 23. Mai — In directe Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 77, 76, 74 R. G. Bl. 

Nr. 20. Ausgeg. am 25. Mai. — In directe Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 79, 80 R. G. Bl. 

Nr. 21. Ausgeg. am 28. Mai. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 83 R G. Bl. 
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Nr. 22. Ausgeg. am 29. Mai. — Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Abdruck von Nr. 84, 85, 86 R. G. Bl. 

Nr. 23. Ausgeg. am 16. Juni. — Ind irecte Abgaben und Staats⸗ 
mon opole. Stempelbehandlung der Geſuche, womit der Betrieb eines freien 
Gewerbes angemeldet oder um die Conceſſion zum Gewerbsbetriebe angeſucht 
wird, und der über dieſe Geſuche hinauszugebenden Gewerbsſcheine und Con⸗ 
ceſſionen. Z. 17.338. 4. Juni. 

Nr. 24. Ausgeg. am 22. Juni. — Allgemeines. Verordnung des k. k. 
Finanzminiſteriums vom 9. Juni 1886, betreffend die Einführung weiterer 
Abkürzungszeichen für metriſche Längen⸗ und Flächenmaße im amtlichen Ver⸗ 
kehre. Z. 12.784. — Errichtung einer Expoſitur des k. k. Hauptzollamtes in 
Troppau für Poſtgegenſtände. Z. 4492. 28. Mai. — Indireete Abgaben und 
Staats monopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. Juni 
1886, womit für den Monat Juli 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, welches 
bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten ift: 
3. 2618-F. M. 

Nr. 25. Ausgeg. am 26. Juni. — In directe Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 93 R. G. Bl. 

Nr. 26. Ausgeg. am 30. Juni. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 99 
R. G. Bl. — In directe Abgaben und Staatsmonopole. Abdruck von 
Nr. 96, 101 R. G. Bl. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Hofrath und Finanzdirector in Linz Alois 
Chriſt zum Finanz⸗Landesdirector in Graz ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Finanz⸗Landesdirection in 
Graz Karl von Ettingshauſen taxfrei den Titel und Charakter eines Hof 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Verſetzung des Oberbaurathes bei der mähr. 
Statthalterei Karl Scheiner zur Statthalterei in Prag genehmigt und dem⸗ 
ſelben den Adelſtand taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes bekleideten Bezirkshauptmann in Pola Alexander Eluſchegg zum 
Statthaltereirathe im Küſtenlande ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Robert Ritter von Ter⸗ 
leeki zum Statthaltereirathe der galiziſchen Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der n. ö. Finanz⸗Landesdirection 
Rudolph Malfertheiner den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Oberbergverwalter der öſterr.⸗ung. 
Staatsbahn Johann Reich den Titel eines Bergrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Betriebsdirector der Generaldircction der 
öſterr. Staatsbahnen Joſeph Reichert in Pilſen und dem Titular⸗General⸗ 
directionsrathe Adolph Seyſchab in Steyr das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens; den Inſpectoren Juſtin Glowacki, Eduard Schlagenhauſer und 
Joſeph Welzl, dann den Beamten dieſer Generaldireetion Anton Spieß und 
Karl Rother das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone und den Beamten 
Joſeph Jir ouſchek und Franz Jeczminek das goldene Verdienſtkreuz 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Cavaliere Franceseo Varvaro 
Pojero in Palermo zum unbeſoldeten Generalconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Leopold Biedermann in 
Rangoon zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereifecretäre Michael Panciewiez, Julius Prokopezye, Franz 
Sladek, Edmund Nawroeki, Titus Edlen von Karchezy, Sigmund Maſiuk 
und Karl Kurylowicz, ferner den Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des 
Innern Stanislaus Grafen Pininsti zu Bezirkshauptmännern und die 
Bezirkscommiſſäre Ladislaus Halecki, Julian Pokinski, Severin Ban⸗ 
kowski, Dr. Franz Roder, Joſeph Lanikiewicz und Thaddäus Ritter von 
Czarkowski zu Statthaltereiſecretären in Galizien ernannt. 


Concurs-Ausſchreibung. 


Bei dem Bürgermeiſteramte der Stadt Bielitz gelangt die Stelle eines 
zweiten Secretürs mit dem Jahresgehalte von 800 fl., einer Activitätszulage 
von jährlich 200 fl., drei 10% Quinquennalzulagen und dem Anſpruche auf 
normalmäßige Penſionirung zur Beſetzung. 

Bewerber um dieſe Stelle haben außer einem eingehenden curriculum 
vitae den Nachweis über ihre Nationalität, über Alter, Familienverhältniſfe, 
Heimatzuſtändigkeit und die mit gutem Erfolge abgelegten drei juridiſchen Staats⸗ 
prüfungen oder die an einer inländiſchen Univerſität erlangte Doctors würde 
zu erbringen. 5 1 

Die wohlinſtruirten, auch mit den Nachweiſungen über das fittliche und 
ſtaatsbürgerliche Verhalten und über die bisherige Verwendung zu verſehenden 
Geſuche ſind bis längſtens 1. Februar 1887 bei dem gefertigten Bürgermeiſter⸗ 
amte einzubringen. 

Bürgermeiſteramt Bielitz, 30. December 1886. 

Der Bürgermeiſter: Heinrich Hoffmann. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


